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Das Hauptziel von AP22+ war es, den ökologischen Fussabdruck der Landwirtschaft zu reduzieren – etwa den Ausstoss von Treibhausgasen: Kühe auf dem Klausenpass. Foto: Keystone

Markus Häfliger
und Stefan Häne

Bauernlobbyist schlägt Bundes-
rat: Markus Ritter, der Präsident
des Bauernverbands,hat das Par-
lament dazu gebracht, dieAgrar-
reform von Landwirtschaftsmi-
nisterGuyParmelin zuversenken.

Formellwird die «Agrarpolitik
ab 2022» (kurz:AP22+) «sistiert».
Im Effekt schiebt das Parlament
die Reform damit im Minimum
ummehrere Jahre hinaus.Das hat
nach dem Ständerat auch der
Nationalrat entschieden–mit 100
gegen 95 Stimmen.

Was hat das Parlament genau
beschlossen?
Das Parlament bewilligt für 2022
bis 2025wiebis anhinSubventio-
nen von knapp 3,5Milliarden pro
Jahr. Sistiert hat das Parlament
aber die verstärkte ökologische
Ausrichtung, für die der Bundes-
rat die Bauern verpflichten woll-
te.Stattdessenverlangt dasParla-
mentnunvomBundesrat bis 2022
einenneuenBericht zurkünftigen
Ausrichtung derAgrarpolitik.

Waswollte die Agrarpolitik 22+
überhaupt?
Ihr Hauptziel war es, den ökolo-
gischen Fussabdruck der Land-
wirtschaft zu reduzieren,konkret
etwa: Stickstoffüberschüsse, den
EinsatzvonPflanzenschutzmitteln
unddenAusstossvonTreibhaus-
gasen. Dafür enthielt die Vorlage
viele Massnahmen und Produk-
tionsauflagen.Laut Parmelinhät-
te sich seine Reform für die Bau-
ernauchwirtschaftlichgerechnet,
weil nachhaltigere Lebensmittel
höhere Preise einbrächten.

Werwar dafür,wer dagegen?
Gegen die Reform votierten die
SVP, fast die ganze Mitte-Partei
und eine Mehrheit der FDP. Für

eine inhaltliche Beratung der
AP22+ stimmten SP, Grüne, GLP
und eine Minderheit der FDP.

«Wir subventionieren unsere
eigene Umweltzerstörung», sag-
teKathrinBertschy (GLP).Bürger-
lich-konservativeVotanten sagten
hingegen, man könne nicht alle
paar Jahre die Spielregeln für die
Bauern ändern. Jacques Nicolet
(SVP) verlangte eine neue Land-
wirtschaftspolitik, welche eine
höhere Produktion erlaube.

Warum spielte die FDP
die Schlüsselrolle?
Klarwar, dass RittersMitte-Frak-
tion und die SVP die Reform ab-

lehnen würden. Diese beiden
Fraktionen folgen den Parolen
des Bauernverbands fast immer.

Entscheidend fürdieMehrheit
waren die FDP. Mit dieser mach-
te Ritter einen Kuhhandel. Der
Bauernverband fasste im letzten
Herbst die Nein-Parole zur Kon-
zernverantwortungsinitiative. Im
Gegenzug half die FDP-Mehrheit
nun, die AP22+ zu versenken.

Was sind Ritters Argumente?
Als Folge der Reform hätte die
Landwirtschaft künftig weniger
Lebensmittel produziert. Der
Brutto-Selbstversorgungsgrad
der Schweiz wäre laut Berech-

nungenvonAgroscopevon56 auf
52 Prozent gesunken.

Markus Ritter kritisiert,weni-
ger Inlandproduktion führe zu
mehr Importen von Lebensmit-
teln und damit zu einer «deut-
lich schlechteren Umweltbilanz
des Gesamtkonsums». Zudem
verweist er darauf, dass das land-
wirtschaftliche Erwerbseinkom-
men um 8 Prozent schrumpfen
würde.

Was sagen Ritters Kritiker?
«Dieser Entscheid hilft den Bau-
ern nicht – im Gegenteil», sagt
Andreas Bosshard,Geschäftsfüh-
rer der Agrar-Denkfabrik Vision

Landwirtschaft. Der ökologische
Handlungsbedarf in der Land-
wirtschaft sei immens.Mit seiner
Weigerung,überökologischeRe-
formen auch nur zu diskutieren,
setze der Bauernverband das
Image der Landwirtschaft und
den Support der Stimmbürger
aufs Spiel, sagt Bosshard.«Das ist
auch unternehmerisch eine äus-
serst schlechte Strategie.»

Was bedeutet das alles für die
hängigenAgrar-Initiativen?
Bereits am 13. Juni kommen zwei
Anti-Pestizid-Initiativen an die
Urne. Mit der Sistierung der
AP22+ fehlen nun bis auf weite-
resmehrere Instrumente, die der
Bundesrat gegen die Initiativen
ins Feld führenwollte.

Parmelin stellte einen direk-
ten Bezug zwischen der AP22+
und dem 13. Juni her. Die Reform
wäre ein «wichtiges Signal an
die Stimmbürger» gewesen, die
Initiativen abzulehnen, sagt er.

Gibt es nicht einen
Gegenvorschlag?
Einen offiziellenGegenvorschlag
gibt es nicht, allerdings einen in-
offiziellen – in Form einer parla-
mentarischen Initiative,die eben-
falls noch dieseWoche fertig be-
raten werden soll. Darin haben
die beiden Räte Teil derAP22+ in
abgeschwächterFormüberführt.
Laut dieser Initiative müssen die
Risiken des Pestizideinsatzes bis
2027 um50Prozent gesenktwer-
den. Wie das genau geschehen
soll, bleibt nachderSistierungder
AP22+ allerdings unklar.

Sicher ist dagegen: Falls die
Halbierung nicht gelingt, muss
der Bundesrat Massnahmen er-
greifen. Insbesondere kann er
einenneuenAbsenkpfad definie-
ren und die Genehmigung be
sonders risikoreicher Wirkstoffe
widerrufen.

Der grosse Sieg der Bauernlobby –
undwas er bedeutet
«Agrarpolitik ab 2022» sistiert Das Parlament lehnt die ökologische Agrarreform von Landwirtschaftsminister
Guy Parmelin ab. Haben sich die Bauern damit ins eigene Knie geschossen? Und was heisst das für die Zukunft?

Im Bundeshaus ist der Bauern-
verband auf dem Gipfel seiner
Macht. Derzeit erreicht er in
National- und Ständerat fast
alles, was er will – jetzt auch
den Abschuss der Agrarreform
von Bundesrat Guy Parmelin.

Die Stärke der Bauernlobby hat
zwei Gründe: erstens eine
Mitte-Fraktion, die fast alles
ausführt, was ihr der Bauern-
verband diktiert; und zweitens
ein Bauernverbandspräsident
namens Markus Ritter, der
stark darin ist, politische
Kuhhändel abzuschliessen.

Doch Ritter und seine Mitstrei-
ter haben ein Problem: Am
Ende hat nicht das Parlament
das letzteWort, sondern das
Volk. Zwar geniessen die Bau-
ern immer noch Sympathien in
der Bevölkerung. Und berech-
tigt sind auch ihre Klagen über
viele inkonsequente Bürger-

Konsumenten, die an der Urne
jeweils für Bio und Nachhaltig
stimmen, im Supermarkt dann
aber doch Billig kaufen.

Trotz solcherWidersprüche
unterschätzt die Lobby den
Wertewandel, der imVolk im
Gang ist – hin zumehrNachhal-
tigkeit, Umweltschutz, Naturnä-
he. Ausdruck davonwaren etwa
der grüneWahlsieg vomHerbst
2019, die Ablehnung des Jagd
gesetzes und die Beinahe-An-
nahme der Konzernverantwor-
tungsinitiative im Herbst 2020.

Hinzu kommt, dass immermehr
Gemeinden durch die Nachricht
aufgeschreckt werden, ihr
Trinkwasser sei mit Pestiziden
belastet. Die Bauernlobby unter-
schätzt den Einfluss, den solche
Nachrichten auf das Stimm
verhalten der Betroffenen haben
– zum Beispiel,wenn am 13. Juni
die beiden Anti-Pestizid-Initiati-

ven an die Urne kommen. Der
Entscheid des Parlaments, jede
Diskussion über ökologische
Reformen bei derAgrarpoli-
tik 22+ abzuklemmen, hat die
Chancen dieser Initiativen sicher
nicht verschlechtert.

Vielleicht können die Bauern
die Initiativen mit einer geball-
ten Kampagne noch einmal
bodigen. Doch die nächsten, für
die herkömmliche Landwirt-
schaft kaumweniger bedrohli-
chen Volksbegehren sind schon
in der Pipeline: die Biodiversi-
tätsinitiative, die Landschafts-
initiative, die Initiative für ein
Verbot der Massentierhaltung.

Wenn Ritter und seine Mannen
im Parlament so weiter
politisieren, wird das Volk eher
früher als später eine dieser
Initiativen annehmen.

Markus Häfliger

Ein Spiel mit dem Feuer

Kommentar

Pandemie Ein eher düsteres Bild
der aktuellen Lage hat das Bun-
desamt fürGesundheit (BAG) ges-
tern gezeichnet: «Die Fallzahlen
steigen weiter, die Entwicklung
ist äusserst unsicher,und es stellt
sich die Frage, ob die Schweiz an
derSchwelle zu einerdrittenWel-
le steht», sagte derLeiterderSek-
tionKrisenbewältigungund inter-
nationale Zusammenarbeit im
BAG vor den Medien in Bern. Die
Reproduktionszahl liege derzeit
bei 1,13. Mit diesem Stand sei da-
von auszugehen, dass sich die
Fallzahlen etwa alle vierWochen
verdoppelnwürden.

In der Schweiz und in Liech-
tenstein wurden dem BAG am
Dienstag 1438neueCoronavirus-
Ansteckungen gemeldet. Gleich-
zeitig registrierte das BAG 19To-
desfälle und 85 Spitaleintritte.
Die Positivitätsrate für die ver-
gangenen zwei Wochen lag bei
5 Prozent.

Schrittweise Öffnung
Die Gesundheitsdirektorenkon
ferenz (GDK) sieht derweil eine
weitgehende oder garvollständi-
ge Aufhebung der Massnahmen
auf Bundesebene mit unvertret-
baren Risiken verbunden. Sie be-
fürworte eine schrittweise Öff-
nungmit flankierendenMassnah-
men, schrieb sie am Dienstag. So
soll im Bedarfsfall rasch reagiert
werden können und ein «Jo-Jo-
Effekt» vermiedenwerden.

Der Bundesrat hatte am
12. März die Kantone um ihre
Meinung gebeten. Alle 26 Kan
tone hätten ihre Stellungnahme
beim Generalsekretariat einge-
reicht, teilte die GDK mit. Ein-
stimmig unterstützt wird dem-
nach die Öffnung der Aussen
bereiche von Restaurants.

Eine schrittweise Öffnungmit
flankierendenMassnahmenwer-
de in den Stellungnahmen der
Kantone insgesamt mit klarer
Mehrheit in dieser zweiten vor-
geschlagenen Etappe begrüsst.
Noch seien abernicht alle beson-
ders gefährdeten Personen ge-
impft. Zudem könne das Virus
auch jüngere und gesunde Per-
sonen hart treffen. «Daher ist
weiterhin Vorsicht angezeigt.»

Ob die epidemiologische Lage
amMontag Lockerungen imRah-
men eines zweiten Öffnungs-
schrittes erlaubt, entscheidet der
Bundesrat am Freitag. (sda)

Schweiz steht
möglicherweise
vor dritterWelle

Corona Bei derEindämmung des
Coronavirus setzt dasBundesamt
für Gesundheit (BAG) auf ver-
mehrtes Testen – auch von Per-
sonen, die keine Symptome zei-
gen. Ziel ist, 40 Prozent der Be-
völkerungwöchentlich zu testen.

Wennman sehrviel teste, kön-
neman Infektionsketten früh ein-
dämmen, sagt Fosca Gattoni, die
stellvertretende Leiterin derSek-
tion Heilmittelrecht beim BAG.
Dabei setzt das BAGnicht nurauf
das Testen von Personen, die
Krankheitssymptome zeigen.Mit
wiederholtenMassentests sollen
Woche fürWoche 40 Prozent der
Bevölkerunggetestetwerden.Da-
für sollen auch kostenlose Spei-
cheltests eingesetztwerden.Die-
se sollen Superspreader-Events
vermeiden und unter anderem
gratis imRahmenvon«Poolings»
– Gruppentests – in Schulen,
Heimen und Betrieben erfolgen.
Auch zu Hause testen soll mög-
lich werden. (sda)

BAGwill nochmehr
Menschen testen
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Selten haben sich die Politiker so
gefetzt wie in den letzten Tagen.
Das Klima unter der Bundes­
hauskuppel war in dieser Früh­
lingssession vergiftet, Bundes­
räte wurden als Diktatoren be­
schimpft, Kontrahenten etwa in
den AHV-Debatten wahlweise
als Verhinderer, Bremser oder
Falschspieler betitelt. Dass sich
in dieserAtmosphäreVertreteral­
lerParteien zusammenraufen, ist
für Alt-Nationalrat Remo Gysin
(SP) einfach «toll». Sie verhelfen
einem Herzensprojekt des Prä­
sidenten der Auslandschweizer-
Organisation zum Durchbruch:
der Errichtung einer nationalen
Holocaust-Gedenkstätte.

Gysin ist eine der treibenden
Kräfte, die in der Schweiz einen
offiziellenErinnerungs- undVer­

mittlungsort fürdieOpferdesNa­
tionalsozialismus errichten wol­
len.Zusammenmit derchristlich-
jüdischen Arbeitsgemeinschaft,
dem Archiv für Zeitgeschichte,
demZentrumfür jüdischeStudien
der Universität Basel und dem
Schweizerischen Israelitischen
Bundkämpft dieAuslandschwei­
zer-Organisation seit mehreren
Jahren für ein solches Mahnmal.

Dass es bisherkeinennationa­
lenOrt derErinnerung andieOp­
fer des Nationalsozialismus gab,
ist jetzt im Parlament angekom­
men.Undwie!Über 100National­
rätinnen undNationalräte haben
eine Motion des Zürcher SVP-
Nationalrates Alfred Heer unter­
schrieben, inklusive aller Frak­
tionspräsidentinnen und -präsi­
denten. Im Ständerat wurde von

Daniel Jositsch (SP) ein gleichlau­
tenderVorstoss eingereicht. «Die
Katastrophe, die der Nationalso­
zialismus in Europa angerichtet
hat, darf nicht in Vergessenheit
geraten, gerade bei jungen Leu­
ten»,mahnt Heer.

Wie soll die Gedenkstätte aus­
sehen? Für Gysin und seine Mit­
streiter ist klar, dass sie in Bern
stehen muss. Die Hauptstadt sei
zentral und stehe symbolisch für
die offizielle Schweiz. Zummög­
lichenKostenrahmenwollen sich
die Verantwortlichen nicht äus­
sern. Wie der Schweizerische
Israelitische Gemeindebund auf
seinerWebsite aber schreibt, soll
die neueGedenkstätte vomBund
finanziert und getragen werden,
allenfalls mit der Unterstützung
derKantoneundGemeinden.Wie

gross die Gedenkstätte werden
soll, wie diese architektonisch in
Erscheinung treten soll, ist laut
Gysin noch offen. Einzig beim
Bildungsangebot habemanschon
konkrete Vorschläge erarbeitet.
Dieses Konzept soll im Mai der
Öffentlichkeit vorgestelltwerden.

Schweizer direkt betroffen
DieAuseinandersetzungmit den
Auswirkungen und Ursprüngen
des Holocausts soll nachAnsicht
von SP-Ständerat Daniel Jositsch
einen zentralen Stellenwert ein­
nehmen, wie er in der Motion
schreibt: «Auch künftige Gene­
rationenmüssenwissen,was ge­
schah, damit sie ein Bewusstsein
dafür entwickeln können, wie
fragil Demokratie und Rechts­
staat sind und wozu Rassismus

und Diskriminierung führen
können.» BeideVorstösse stellen
einen starken Bezug zu Schwei­
zerinnen und Schweizern her,
die Opfer dieser «menschenver­
achtenden Politik» wurden.

Damit ist unter anderem auch
der grosse Einsatz der Ausland­
schweizer-Organisation zu er­
klären. Gegen 1000 Schweizer

wurden in Konzentrationslagern
inhaftiert. Über 450 haben laut
dem Schweizerischen Israeliti­
schen Gemeindebund denHolo­
caust nicht überlebt. Bisher gibt
es in der Schweiz rund fünfzig
kleinere Erinnerungsorte.

Und wie ist die Haltung des
Bundesrates? Die zuständigen
Bundesstellenwürden einemsol­
chen Vorschlag aufgeschlossen
gegenüberstehen, betonte der
Bundesrat bereits vordrei Jahren.
Sobald die Projektidee konkreter
ausgestaltet sei,werde der Bund
seineUnterstützung präziser be­
stimmen können. Das dürfte
demnächst der Fall sein, wenn
die Initianten einer Gedenkstät­
te ihr Konzept vorstellen.

Gregor Poletti

Breite Unterstützung für nationale Holocaust-Gedenkstätte
Auftrag an den Bundesrat In Bern solle ein Erinnerungsort geschaffen werden, fordern eidgenössische Politiker in ungewohnter Einigkeit.

Einer der Motionäre: Ständerat
Daniel Jositsch. Foto: Tomas Egli

Claudia Blumer

Jacqueline Arter und ihr Partner
waren Exoten. Sie wollten eine
Familie, aber keine Heirat – das
war vor über 20 Jahren in der
konservativen Innerschweiz.Doch
die Meinung der Nachbarn war
das kleinere Problem. Schwieri­
ger wurde es, als der Vater sich
das Leben nahm, der Sohn war
noch ganz klein.DieMutter hatte
als Unverheiratete keinen An­
spruch auf eine Witwenrente. Es
sei «derHorror» gewesen,erzählt
Arter.KeineHilfe,dafürStreitmit
den Behörden, denen sie über
jeden Franken Kindesvermögen
rapportierenmusste.«FürTrauer
war keine Zeit.»

GLP-Nationalrätin Corina
Gredig (ZH) möchte aufräumen
mit derUngleichbehandlung bei
den Witwenrenten. Nicht nur
verheiratete Väter und Mütter
sollen im Todesfall des Partners
eine Hinterlassenenrente be­
kommen. Die Witwenrente soll
auch Unverheirateten gewährt
werden – grundsätzlich allen
hinterbliebenen Eltern,wenn sie
Kinderunter 25 beziehungsweise
inAusbildung haben.Das fordert
Gredig in einer parlamentari­
schen Initiative, die sie amDiens­
tag eingereicht hat.

VerheirateteWitwen sind
erheblich bessergestellt
Damitwäre Schlussmit denVor­
teilen fürverheirateteWitwen: Sie
erhalten heute auch eine Rente,
wenn sie keine Kinder haben,
sofern sie beimTod des Partners
älter sind als 45.Und sie behalten
die Rente bis zur Pensionierung,
auchwenn sie nichtmehr für ihre
Kinder aufkommenmüssen.

Witwen sind damit heute
auch deutlich bessergestellt als
verwitwete Männer. Diese be­
kommen nur dann eine Rente,
wenn sie minderjährige Kinder
haben.Das hat historische Grün­
de: Bei der Einführung derWit­
wenrente 1948 war der Mann
allein für die Ernährung der Fa­
milie zuständig. Erst 1997wurde
eine – kleinere –Hinterlassenen­

rente fürWitwer eingeführt. Die
Ungleichbehandlung von Wit­
wen undWitwern in der Schweiz
muss jedoch behoben werden,
wie nach einem Urteil des Men­
schenrechts-Gerichtshofs vom
Oktober 2020 klar ist. Ein verwit­
weter Vater aus der Ostschweiz
hatte in Strassburg geklagt.

Ein Beispiel dafür, wie auch
verwitwete Väter in finanzielle
Schwierigkeiten geraten, ist Da­

niel Häcki aus Engelberg OW.Als
seine Frau vor zehn Jahren an
einer Hirnblutung starb, waren
die Kinder zwei und fünf Jahre
alt. Es folgte ein Überlebens­
kampf. Zwar bekommt Häcki
eineHinterlassenenrente für sich
und die Kinder, doch sie ist ers­
tens kleiner als die Witwenren­
te.Und sie erlischt,wenn die Kin­
der 18 sind. Die Vollzeitbetreu­
ung der Kinderwar teuer und er

konnte sie nicht von den Steuern
abziehen. Die Folge waren hohe
Steuern und Schulden. «Die Leu­
te in meinem Umfeld meinen,
das Gröbste sei doch jetzt vor­
bei», sagt Häcki. Doch das stim­
me nicht. Die Kinder kämen erst
in die Ausbildung, undwenn sie
mittendrin sind, erlischt derAn­
spruch auf Hinterlassenenrente.

Trost fand Daniel Häcki beim
VereinAurora, einer Kontaktstel­

le für Verwitwete mit Kindern.
«Dort habe ich erstmals mit
Personen sprechen können, die
dasselbe erlebt haben», sagt er.
Jacqueline Arter engagiert sich
in dem Verein. Beide unterstüt­
zen den Vorstoss von Corina
Gredig. Eine vollständige Gleich­
stellung aller hinterbliebenen
Väter und Mütter sei das einzig
Richtige, sagen sie. Und der An­
spruch auf eine Rente bis die

Kinder ihre Erstausbildung ab­
geschlossen haben, längstens bis
sie 25 sind.

DerMittelweg als Lösung
des Problems?
GredigsVorstoss ist nicht derein­
zige zu diesem Thema, der mo­
mentan im Parlament hängig ist.
Mitte-NationalratMarcoRomano
regt ein ähnliches Modell an.
SP-NationalrätinYvonneFeriver­
langt vom Bundesrat einen Be­
richt über Gleichbehandlung von
Witwen und Witwern. Bisher
scheiterte eineReformdaran,dass
eineSenkungderWitwenrentebei
der Bevölkerung als chancenlos
galt.Und eineErhöhungderRen­
ten für Witwer war nicht oppor­
tunwegen derMehrkosten.

Ein Mittelweg,wie ihn Corina
Gredig vorschlägt, wäre womög­
lich nicht viel teurer als das heu­
tige Modell, meint Gredig. Und
zwar deshalb: Ende 2019 haben
in der Schweiz 47’787 Witwen
eine Rente bezogen, aber nur
1594 Witwer. Die Rentensumme
für dieWitwen betrug insgesamt
76,4 Millionen Franken, jene für
die Witwer 2,1 Millionen. Die
SummederWitwenrenten ist also
enorm viel grösser – auch des­
halb,weil viele kinderloseWitwen
heute eine Rente haben. Diese
fielen dannweg. Das Bundesamt
für Sozialversicherungwill keine
Schätzung überdie Kostenfolgen
anstellen. Das sei unmöglich,
meint Sprecher Harald Sohns.

Offenbar gibt es in dieser
Frage Bewegung. Corina Gredig
hat Mitunterzeichnete aus allen
Fraktionen für ihren Vorschlag,
der bahnbrechend wäre, weil er
auch Unverheiratete gleichstel­
lenwürde. «EinViertel aller Kin­
der werden heute ausserhalb
der Ehe geboren», sagt Corina
Gredig. «Wenn die Hinterlas­
senenrente diese Kinder aus­
schliesst, wird sie ihrem Namen
nicht mehr gerecht.»

Einzig der Bundesrat ist of­
fenbar andererMeinung. Er ficht
das Urteil aus Strassburg an,
indem er es an die grosse Kam­
mer weiterzieht.

Auch Ledige sollen eine Rente bekommen,
wenn der Partner stirbt
Finanzielle Absicherung Verwitwete Frauen sind in der Schweiz gut abgesichert, verwitwete Männer dagegen weniger.
Und unverheiratete Eltern gar nicht. Ein neuer Vorstoss fordert Gleichbehandlung.

Bis jetzt erhalten verheiratete Frauen über 45 nach dem Tod ihres Ehemanns auch eine Rente, wenn sie keine Kinder haben. Foto: Getty Images


